Reichenbach an der Fils

Datum: 30.05.2017
Amt: Ortsbauamt
Verantwortlich: Laib, Ulrike
Aktenzeichen: 632.21
Vorgang:
Beratungsgegenstand
Bauvoranfrage

Stuttgarter StraBe, Fist. 1074/1

Gemeinderatsdrucksache 100/2017

Unterschrift

- Neubau eines Wohnhauses mit sieben Wohneinheiten und Tiefgarage

Ausschuss fiir 20.06.2017

Technik und Umwelt

Anlagen:

Lageplan, M 1:500
Grundriss UG, M 1:100
Grundriss EG, M 1:100
Grundriss OG, M 1:100
Grundriss DG, M 1:100
Grundriss 2. DG, M 1:100
Schnitt A, M 1:100
Ansicht Std, M 1:100
Ansicht West, M 1:100
Ansicht Nord, M 1:100
Ansicht Ost, M 1:100
Ansicht StralRenabwicklung, M 1:200

Kommunikation:
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Beschlussvorschlag:
1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen.

2. Die Gemeinde erteilt der vorliegenden Bauvoranfrage ihr Einvernehmen nach
§ 36 Abs.1 BauGB nicht.

Sachdarstellung:

Im Rahmen einer Bauvoranfrage soll geklart werden, ob auf dem Flst. 1074/1 (Stuttgarter Stralde)
ein Wohnhaus mit sieben Wohneinheiten und Tiefgarage realisiert werden kann.

Dazu ist es notwendig, dass vom Bauherrn bzw. Architekten konkrete Fragen zu Vorschriften, die
eventuell dem geplanten Bauvorhaben entgegenstehen, gestellt werden. Die Beantwortung der
von grundsatzlicher Bedeutung fir die Zulassigkeit des Bauvorhabens gestellten Fragen erspart
sowohl dem Bauherrn wie auch der Genehmigungsbehdérde den héheren Aufwand eines
Bauantrages.

Die Antragsteller beantragen, folgende Fragen zu prifen und zu beantworten:

1. Kann das Gebaude als reines Wohngebaude ausgefuhrt werden?

2. Kann der Uberschreitung der siidlichen Baugrenze durch die Balkone um 0,50 Meter
zugestimmt werden?

3. Kann der Lage der Tiefgaragenzufahrt wie dargestellt zugestimmt werden?

4. Konnen die Dachaufbauten in ihren Abmessungen genehmigt werden?

5. Kann einer Auffullung des Gelandes bis auf StralRenniveau zugestimmt werden?

Das Grundstuck liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ,Furstenstralle®, rechtskraftig seit
03.08.2007, in einem Mischgebiet gemaf § 6 BauNVO.

Es verstolt in folgenden Punkten gegen die Festsetzungen des Bebauungsplanes:

- Inanspruchnahme der nicht Gberbaubaren Grundstiicksflache im Siden durch die Terrasse,
Balkone und Dachvorsprung sowie der Tiefgaragenzufahrt. Im Norden mit dem
Dachvorsprung und der Stitzmauer.

- Bei Satteldachern sind Dachaufbauten nur bis zu einer Lange von max. 50% der Lange des
Hauptdaches zuldssig. Dabei ist zu den seitlichen Giebelwanden ein Mindestabstand von
1,00 Meter einzuhalten.

- Die Traufhdhe (Schnittpunkt der AuRenseite der AuRenwand und der Oberkante der
Dachhaut) wird an der Sudseite des Gebaudes bei einer Gebaudelange von ca. 15,80
Meter nur auf einer Lange von ca. 2,00 Meter eingehalten.

Von den Festsetzungen des Bebauungsplanes kann nach § 31 Abs.2 BauGB eine Befreiung erteilt
werden, wenn die Abweichung neben der Wirdigung nachbarlicher Interessen auch stadtebaulich
vertretbar ist und die Grundztige der Planung nicht betroffen sind.

Grundsatzlich ist gegen die Errichtung eines Wohngebaudes und die geringfligige
Inanspruchnahme der nicht Gberbaubaren Grundsticksflache durch Terrasse, Balkone und
Dachvorspriinge aus stadtebaulicher Sicht nichts einzuwenden.

Auch bestehen aus stadtebaulicher Sicht keine Bedenken gegen die Lage der geplanten
Tiefgaragenzufahrt.



Gegen die Grundzlige der Planung verstolien die massiven Dachaufbauten und die damit
einhergehenden Verstole gegen die festgesetzte Traufhohe und Dachaufbauten.

Auf der Nordseite des geplanten Gebaudes hat das Hauptdach eine Lange von ca. 14,00 Meter.
Die Dachgaube ist ca. 8,00 Meter lang. Noch gravierender sind die VerstoRRe an der Sudseite. Die
Traufhéhe wird bei einer Dachbreite von ca. 16,00 Meter nur auf ca. 2,00 Meter eingehalten. Auch
hier betragt die Lange der Dachaufbauten mehr als 50% des Hauptdaches. Die Traufhdhe der
beiden Querbauten ist ca. 4,00 Meter hoher als zulassig.

Befreiungen in diesem Umfang sind auch aus stadtebaulicher Sicht nicht vertretbar.

Uber die geplante Auffiillung des Geléandes kann erst nach Vorlage eines aussagekraftigen Planes
mit Gelandeschnitten entschieden werden.

Von Seiten der Verwaltung wird vorgeschlagen, der vorliegenden Bauvoranfrage das
Einvernehmen nach § 36 Abs.1 BauGB nicht zu erteilen.



	kopfbeginn
	nummer
	nummerende
	datum
	amt
	verantwortlich
	az
	Text20
	betreffbeginn1
	betreffende1
	beratungsfolge
	beratungsbeginn
	anlagen
	anlagenende
	priorität
	kopfende
	neu
	topbeginn
	topende
	finanzen
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	finanzen_ende
	Kontrollkästchen3
	Text16
	Text17
	Kontrollkästchen4
	Text18
	Text19
	Text1
	Text2
	Text3
	Text4
	Text5
	Text6
	Text7
	Text8
	Text9
	Text10
	Text11
	Text12
	Text13
	Text14
	Text15
	sachlage
	sachlage_ende
	text1a
	text1e
	abstimmbeginn
	abstimmende

